
43. Gesetz vom 13. April 2000 über den
Einbau und den Betrieb von Aufzügen
(Kärntner Aufzugsgesetz – K-AG)

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt den Einbau und Be-
trieb von  örtlich gebundenen Aufzügen, Fahr-
treppen und Fahrsteigen.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gel-
ten nicht für Aufzüge, Fahrtreppen und Fahr-
steige,
1. die in oder in Verbindung mit Eisenbahn-,

Luftfahrts-, öffentlichen Schiffahrts-,
Bergwerksanlagen und militärischen Anla-
gen sowie gewerblichen Betriebsanlagen
errichtet oder betrieben werden, oder

2. in Betriebsstätten, die dem Bundesgesetz
über die Verkehrs-Arbeitsinspektion
(VAIG 1994), BGBl. Nr. 650/1994, unterlie-
gen.

(3) Soweit durch dieses Gesetz der Zustän-
digkeitsbereich des Bundes berührt wird, ist
es so auszulegen, daß sich keine über die Zu-
ständigkeit des Landes hinausgehende Wir-
kung ergibt.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Aufzüge sind
a) Hebezeuge, die zwischen festgelegten Ebe-

nen mittels eines Fahrkorbes verkehren,
der
1. zur Personenbeförderung oder
2. zur Personen- und Güterbeförderung

oder,

3. sofern der Fahrkorb betretbar ist (wenn
eine Person ohne Schwierigkeiten in den
Fahrkorb einsteigen kann) und über
Steuereinrichtungen verfügt, die im In-
neren des Fahrkorbs oder in Reichweite
einer dort befindlichen Person angeord-
net sind, nur zur Güterbeförderung oder, 

4. soweit er nicht von Z 3 erfaßt ist, aus-
schließlich zur Beförderung von Gütern
bestimmt ist und starren Führungen ent-
lang fortbewegt wird, die gegenüber der
Horizontalen um mehr als 15° geneigt
sind, und

b) sonstige Hebezeuge, die zwischen festge-
legten Ebenen mittels eines Fahrkorbs
nach einem räumlich festgelegten Fahrver-
lauf fortbewegt werden und eine Neigung
von mehr als 15° gegenüber der Horizonta-
len aufweisen.

(2) Fahrtreppen (Rolltreppen) sind kraftbe-
triebene Anlagen mit umlaufenden Stufen-
bändern zur Beförderung von Personen zwi-
schen Verkehrsebenen, die auf unterschiedli-
cher Höhe liegen.

(3) Fahrsteige sind kraftbetriebene Anlagen
mit umlaufenden stufenlosen Bändern zur Be-
förderung von Personen zwischen Verkehrs-
ebenen, die auf gleicher oder unterschiedli-
cher Höhe liegen.

(4) Für die von Abs. 1 bis 3 nicht erfaßten
Anlagen, wie Hebebühnen, Hubvorrichtungen
für Theaterbühnen, Anlagen, die Spezialan-
fertigungen für den Transport Behinderter
sind, Beschickungsanlagen, fahrbare Hebe-
geräte uä. sowie für Schrägaufzüge mit einer
Neigung bis 15° gegenüber der Horizontalen
gelten die Bestimmungen des § 5 Abs. 1, 3 und
4 und des § 8 Abs. 1 und 2; im übrigen unter-
liegen sie nicht den Bestimmungen dieses Ge-
setzes.
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§ 3
Vollziehung

(1) Die Vollziehung dieses Gesetzes fällt –
unbeschadet des Verordnungsrechtes der Lan-
desregierung – in den eigenen Wirkungsbe-
reich der Gemeinde.

(2) Von der Regelung des Abs. 1 sind ausge-
nommen:
a) die Bestimmungen der §§ 15 und 16;
b) Akte der Vollziehung betreffend bundesei-

gene Gebäude, die öffentlichen Zwecken
dienen (Art. 15 Abs. 5 B-VG).

§ 4
Behörden

(1) Behörde erster Instanz in Angelegenhei-
ten, die zum eigenen Wirkungsbereich der Ge-
meinde gehören, ist der Bürgermeister.

(2) Behörde erster Instanz in Angelegenhei-
ten, die nicht zum eigenen Wirkungsbereich
der Gemeinde gehören, ist die Landesregie-
rung, soweit in § 16 nichts anderes bestimmt
ist.

2. Abschnitt
Einbau und Inbetriebnahme von Aufzügen

§ 5
Technische Vorschriften

(1) Aufzüge müssen in allen ihren Teilen ent-
sprechend dem Stand der Technik so geplant
und ausgeführt werden, daß sie den für Auf-
züge der jeweiligen Art notwendigen Erfor-
dernissen der Sicherheit, der Festigkeit, der
Dauerhaftigkeit, des Brand- und des Schall-
schutzes entsprechen. Um Personen mehr als
2 m hoch oder tief senkrecht befördern zu kön-
nen, dürfen in Bauwerke – soweit es sich nicht
um Hubvorrichtungen für Theaterbühnen
handelt – nur Aufzüge eingebaut werden.

(2) Neue Aufzüge iSd. § 2 Abs. 1 lit. a Z 1 bis
3 und zur Personenbeförderung bestimmte
Aufzüge nach § 2 Abs. 1 lit. b dürfen nur er-
richtet und in Betrieb genommen werden,
wenn sie dem II. Abschnitt der Aufzüge-Si-
cherheitsverordnung 1996 (ASV 1996), BGBl.
Nr. 780/1996, entsprechen. Diese Vorschriften
gelten nicht für Aufzüge und Einrichtungen
iSd § 3 der ASV 1996.

(3) Neue Aufzüge iSd. § 2 Abs. 1 lit. a Z 4,
Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 1 lit. b, die nicht zur
Personenbeförderung bestimmt sind, dürfen
nur errichtet und in Betrieb genommen wer-
den, wenn sie der Maschinen-Sicherheitsver-
ordnung (MSV), BGBl. Nr. 306/1994, entspre-
chen.

(4) Hubvorrichtungen für Theaterbühnen
und Anlagen, die Spezialanfertigungen für
den Transport Behinderter sind, dürfen nur
errichtet werden, wenn ein Prüfzeugnis eines
Aufzugsprüfers oder einer zugelassenen Prüf-
stelle für Aufzüge beigebracht wird, daß die
Aufzugsanlage den Bestimmungen des Abs. 1
unter Bedachtnahme auf die einschlägigen
technischen Normen entspricht.

§ 6

Vorprüfung

(1) Bei Aufzügen und Sicherheitsbauteilen
von Aufzügen, die mit einer Übereinstim-
mungserklärung und einer CE-Kennzeich-
nung nach den einschlägigen gemeinschafts-
rechtlichen Vorschriften zu versehen sind, ist
von der Übereinstimmung mit den grundle-
genden Sicherheitsanforderungen nach § 5
Abs. 1, 2 und 3 auszugehen.

(2) Vor dem Einbau oder einer wesentlichen
Änderung eines Aufzuges ist ein Prüfzeugnis
eines Aufzugsprüfers einzuholen, in welchem
dieser die ordnungsgemäße Einbindung des
Aufzuges in die bauliche Anlage hinsichtlich
Sicherheit, Festigkeit, Dauerhaftigkeit sowie
Brand- und Schallschutz bestätigt. Vor dem
Einbau oder einer wesentlichen Änderung ei-
nes Aufzuges, der nicht den Voraussetzungen
des Abs. 1 entspricht, ist darüber hinaus ein
Prüfzeugnis eines Aufzugsprüfers, daß das
Vorhaben den Erfordernissen des § 5 ent-
spricht, einzuholen. Der Aufzugsprüfer hat
eine Verbesserung der Sicherheit, insbeson-
dere durch den Einbau von Sicherheitsbautei-
len, vorzuschlagen, wenn dies im Hinblick auf
die Anforderungen des § 5 Abs. 1 erforderlich
ist. Dabei sind die in § 27 Abs. 2 Z 1 bis 10 der
ASV 1996 angeführten Leitsätze zu beachten.

(3) Der Aufzugsprüfer hat sich innerhalb
angemessener Frist von der Durchführung der
vorgeschlagenen Maßnahmen iSd. Abs. 2 zu
überzeugen. Wurden diese Maßnahmen nicht
durchgeführt, hat der Aufzugsprüfer die
Behörde davon schriftlich zu verständigen.
Die Behörde hat Maßnahmen iSd. Abs. 2 mit
Bescheid vorzuschreiben, wenn dies im Hin-
blick auf die Anforderungen des § 5 Abs. 1 er-
forderlich ist.

(4) Als wesentliche Änderung eines Aufzu-
ges iSd. Abs. 2 gelten Änderungen, die auf die
Beschaffenheit, die ein Aufzug nach den Er-
fordernissen nach § 5 aufzuweisen hat, von
Einfluß sein können. Als wesentliche Ände-
rungen gelten insbesondere:

a) die Änderung der Anzahl oder der Lage der
Halte- oder Ladestellen;
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b) die Änderung der Förderhöhe; 

c) die Erhöhung der Tragfähigkeit (Nutz-
masse) um mehr als 10 %;

d) die Änderung der Betriebsgeschwindigkeit
(Nenngeschwindigkeit) um mehr als 10 %
bis zu 1 m/s oder um mehr als 5 % bei einer
höheren Betriebsgeschwindigkeit (Nenn-
geschwindigkeit); 

e) die Änderung der Art und der Abmessun-
gen der Türen; 

f) die Änderung der Steuerung von Schub-
knopf- auf das Rufsystem;

g) die Änderung der Art der Benützung;

h) die Änderung der Antriebsart, wie von
Trommel- auf Treibscheibenantrieb, von
elektrischem auf hydraulischen Antrieb
oder von Getriebe auf getriebelosen An-
trieb;

i) die Änderung der Lage der Gegenge-
wichtsfahrbahn; 

j) die Verlegung des Triebwerks- oder des
Rollenraumes;

k) die Änderung des Zuganges und der Maße
des Triebwerksraumes;

l) die Änderung des Zuganges und der Maße
des Rollenraumes.

§ 7

Abnahmeprüfung

(1) Vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder
nach einer wesentlichen Änderung eines Auf-
zuges hat der Eigentümer eines Aufzuges oder
der sonst hierüber Verfügungsberechtigte ein
Prüfzeugnis eines Aufzugsprüfers einzuholen,
in welchem dieser die ordnungsgemäße Ein-
bindung des Aufzuges in die bauliche Anlage
hinsichtlich Sicherheit, Festigkeit, Dauer-
haftigkeit sowie Brand- und Schallschutz be-
stätigt. Vor der erstmaligen Inbetriebnahme
oder nach einer wesentlichen Änderung eines
Aufzuges, der nicht den Voraussetzungen des
§ 6 Abs. 1 entspricht, ist darüber hinaus ein
Prüfzeugnis eines Aufzugsprüfers, daß das
Vorhaben den Erfordernissen des § 5 ent-
spricht, einzuholen. Der Aufzug darf erst nach
Ausstellung der Prüfzeugnisse in Betrieb ge-
nommen werden. Der Aufzugsprüfer hat der
Behörde eine Abschrift der Prüfzeugnisse zu
übermitteln.

(2) Wird ein Aufzug in Betrieb genommen,
ohne daß ein Prüfzeugnis nach Abs. 1 vorliegt,
hat die Behörde den Betrieb des Aufzuges zu
untersagen. Bei Gefahr im Verzug kann die
Behörde den Aufzug durch Ausübung unmit-
telbarer Befehls- und Zwangsgewalt sperren.

3. Abschnitt

Betriebsvorschriften

§ 8

Regelmäßige und außerordentliche
Überprüfung

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder ei-
ner Anlage nach § 2 Abs. 4 oder der sonst hier-
über Verfügungsberechtigte hat diesen durch
einen Aufzugsprüfer in regelmäßigen Zeitab-
ständen überprüfen zu lassen.

(2) Aufzüge nach § 2 Abs. 1 lit. a Z 1 bis 3,
zur Personenbeförderung bestimmte Aufzüge
nach § 2 Abs. 1 lit. b sowie Fahrtreppen und
Fahrsteige sind jedes Jahr, Aufzüge nach § 2
Abs. 1 lit. a Z 4 mit einer Nutzmasse von mehr
als 100 kg sind alle zwei Jahre, alle übrigen
Aufzüge und Anlagen nach § 2 Abs. 4 sind alle
drei Jahre, vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme
an gerechnet, daraufhin zu überprüfen, ob sie
diesem Gesetz entsprechen.

(3) Der Aufzugsprüfer hat den Befund jeder
Überprüfung in das Aufzugsbuch einzutra-
gen. Der Aufzugsprüfer hat zu behebende
Mängel oder Gebrechen mit Festsetzung einer
angemessenen Frist für deren Behebung in das
Aufzugsbuch einzutragen. Der Aufzugswärter
(§ 12) oder ein Vertreter des mit der Betreuung
beauftragten Unternehmens (§ 13) hat bei der
Überprüfung anwesend zu sein und die
Kenntnisnahme des Befundes mit seiner Un-
terschrift zu bestätigen.

(4) Die Behörde kann eine außerordentliche
Überprüfung eines Aufzuges auf Kosten des
Eigentümers des Aufzuges oder des sonst
hierüber Verfügungsberechtigten anordnen,
wenn dies aus Gründen der Sicherheit von
Personen erforderlich ist.

(5) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte ist ver-
pflichtet, den Organen der Behörde zur Über-
prüfung des Aufzuges den Zutritt zu den in
Betracht kommenden Grundstücken, Gebäu-
den und sonstigen Anlagen im erforderlichen
Ausmaß zu gewähren.

§ 9

Behebung von festgestellten Mängeln oder
Gebrechen

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte ist ver-
pflichtet, festgestellte Mängel oder Gebrechen
des Aufzuges unverzüglich zu beheben. Die
Behebung der Mängel oder Gebrechen ist vom
ausführenden Unternehmen im Aufzugsbuch
zu bestätigen.
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(2) Der Aufzugsprüfer hat sich von der Be-
hebung der Mängel oder Gebrechen innerhalb
der von ihm festgesetzten Frist zu überzeugen.
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist hat der
Aufzugsprüfer unbeschadet seiner weiteren
Überprüfungspflicht die Behörde schriftlich
davon zu verständigen. Die Verständigungs-
pflicht des Aufzugsprüfers besteht auch dann,
wenn er eine wesentliche Änderung des Auf-
zuges ohne Einhaltung der Vorschriften des
§ 7 Abs. 1 feststellt.

(3) Befindet sich ein Aufzug in einem diesem
Gesetz nicht entsprechenden Zustand, so hat
die Behörde dem Eigentümer des Aufzuges
oder dem sonst hierüber Verfügungsberech-
tigten die unverzügliche Behebung der Män-
gel oder Gebrechen aufzutragen.

§ 10

Aufzugssperre

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte, der
Aufzugswärter oder ein Vertreter des Betreu-
ungsunternehmens sind verpflichtet, den Auf-
zug sofort außer Betrieb zu nehmen, wenn sie

a) erkennen, daß die Betriebssicherheit des
Aufzuges nicht mehr gegeben ist, oder

b) vom Aufzugsprüfer davon in Kenntnis ge-
setzt werden, daß die Betriebssicherheit
des Aufzuges nicht mehr gegeben ist.

Wird im Fall der lit. b der Aufzug nicht so-
fort außer Betrieb genommen, so hat der Auf-
zugsprüfer bei Gefahr im Verzug den Aufzug
zu sperren. Der Aufzug darf erst nach der Be-
hebung der Mängel, im Fall der Veranlassung
der Maßnahmen durch den Aufzugsprüfer
überdies nur nach vorheriger Überprüfung
durch den Aufzugsprüfer wieder in Betrieb
genommen werden. § 9 Abs. 2 gilt sinngemäß.

(2) Die Behörde hat den Betrieb eines nicht
vorschriftsmäßig überprüften Aufzuges sowie
eines Aufzuges, dessen Betriebssicherheit
nicht mehr gegeben ist, zu untersagen. Bei Ge-
fahr im Verzug kann die Behörde in solchen
Fällen den Aufzug durch Ausübung unmittel-
barer Befehls- und Zwangsgewalt sperren. Im
Fall der Untersagung des Betriebes oder der
Sperre eines Aufzuges darf dieser erst wieder
in Betrieb genommen werden, wenn der
Behörde eine Bestätigung eines Aufzugsprü-
fers, daß der Aufzug den Erfordernissen des
§ 5 entspricht, vorgelegt und die Untersagung
des Betriebes oder die Sperre des Aufzuges
von der Behörde aufgehoben wird.

§ 11
Betriebskontrolle

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges – ausge-
nommen eines Aufzuges nach § 2 Abs. 1 lit. a
Z 4 mit einer Nutzmasse bis 100 kg – oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte hat für
die regelmäßige Kontrolle der Betriebssicher-
heit durch einen Aufzugswärter (§ 12) oder ein
Betreuungsunternehmen (§ 13) zu sorgen. Der
Aufzugswärter und das Betreuungsunterneh-
men haben im Bedarfsfall im Aufzug einge-
schlossene Personen zu befreien.

(2) Der Aufzugswärter und das Betreuungs-
unternehmen haben sich bei Betrieb des Auf-
zuges davon zu überzeugen, daß keine offen-
sichtlich betriebsgefährlichen Mängel oder
Gebrechen bestehen und daß insbesondere
1. der Fahrkorb nicht anfahren kann, solange

eine Schachttüre oder Fahrkorbtüre geöff-
net ist, 

2. eine Schachttüre sich nicht öffnen läßt, so-
lange sich der Fahrkorb außerhalb der Ent-
riegelungszone dieser Tür befindet,

3. die für die Anlage übliche Haltegenauig-
keit in den Haltestellen vorhanden bzw. die
Bremse wirksam ist,

4. die Notrufeinrichtung oder Sprechanlage
funktioniert und die Hinweise an der
Hauptzugangsstelle und im Fahrkorb les-
bar und aktuell sind,

5. der Nothalteschalter (Notbremsschalter)
oder die Einrichtung zum Wiederöffnen der
kraftbewegten Türe wirksam ist,

6. bei Fahrkörben ohne Fahrkorbtüre die
Schachtwand an den Zugangsseiten des
Fahrkorbs nicht beschädigt ist und beweg-
liche Schwellen, Lichtschranken oder
Lichtgitter funktionsfähig sind,

7. die Fahrkorbbeleuchtung und die Beleuch-
tung vor den Haltestellen funktioniert,

8. die Schachtumwehrung und Schachttüren
nicht beschädigt sind und

9. keine für die Benützer gefährlichen Be-
schädigungen von Fußböden vor den
Schachtzugängen und im Fahrkorb vor-
handen sind.

(3) Der Zeitabstand zwischen zwei Betriebs-
kontrollen hat bei Aufzügen mit durchgehen-
der Schachtumwehrung im Bereich der Bahn
der Fahrkorböffnung, deren Schachttüren mit
Verriegelungen mit Fehlschließsicherung aus-
gerüstet und deren Fahrkorböffnungen mit
Fahrkorbtüren ausgestattet oder durch Licht-
schranken, Lichtgitter oder bewegliche
Schwellen geschützt werden, höchstens eine
Woche zu betragen. Dies gilt auch für Lasten-
aufzüge, wenn diese mit Verriegelungen mit
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Fehlschließsicherung ausgerüstet sind. Bei al-
len anderen Aufzügen ist die Betriebskon-
trolle täglich durchzuführen.

(4) Wahrgenommene Mängel oder Gebre-
chen sind umgehend zu beheben. Mängel, die
nicht sofort behoben werden können, sind
dem Aufzugsprüfer sowie dem Eigentümer
des Aufzuges oder dem sonst hierüber Verfü-
gungsberechtigten zu melden, der die Behe-
bung der Mängel unverzüglich zu veranlassen
hat.

(5) Unfälle sind unverzüglich der Behörde
und dem Aufzugsprüfer zu melden.

§ 12 

Aufzugswärter

(1) Zum Aufzugswärter dürfen vom Ei-
gentümer oder dem sonst über den Aufzug
Verfügungsberechtigten nur Personen bestellt
werden, die mindestens 18 Jahre alt, körper-
lich, geistig und fachlich geeignet sowie ver-
läßlich sind. 

(2) Die fachliche Eignung des Aufzugswär-
ters zur Besorgung seiner Aufgaben, insbeson-
dere die Kenntnisse der Betriebsvorschriften
des Aufzuges, ist von einem Aufzugsprüfer zu
überprüfen. Ist die fachliche Eignung gege-
ben, so hat der Aufzugsprüfer den Namen des
Aufzugswärters in das Aufzugsbuch (§ 14)
einzutragen. Der Aufzugswärter darf seine
Tätigkeit erst nach erfolgter Eintragung auf-
nehmen.

(3) Dem Aufzugswärter ist als Bescheini-
gung seiner Sachkenntnis vom Aufzugsprüfer
ein auf den betreffenden Aufzug lautendes
Zeugnis auszustellen. Im Zeugnis ist unter Be-
dachtnahme auf den Stand der Technik zu be-
stätigen, daß der Aufzugswärter mit der Ein-
richtung, dem Betrieb und den Betriebs- und
Wartungsanleitungen des Aufzuges vertraut
ist. Der Aufzugswärter hat am Zeugnis zu be-
stätigen, daß er die Betreuung des Aufzuges
iSd. § 11 übernommen hat.

(4) Wird eine später aufgetretene Unzuver-
lässigkeit oder mangelnde Sachkenntnis oder
Eignung festgestellt, hat die Behörde die
Streichung des Aufzugswärters aus dem Auf-
zugsbuch und den Entzug des Zeugnisses zu
verfügen. Dies ist auch dem Aufzugsprüfer be-
kanntzugeben.

(5) Der Aufzugswärter muß, solange der
Aufzug zur Benützung bereit steht, gegebe-
nenfalls unter Verwendung geeigneter techni-
scher Einrichtungen jederzeit leicht erreich-
bar und verfügbar sein.

(6) Ist der Aufzugswärter, solange der Auf-
zug zur Benützung bereit steht, nicht leicht er-
reichbar und verfügbar, können zum Befreien
eingeschlossener Personen aus dem Aufzug
auch andere Personen herangezogen werden,
wenn sie 
1. mindestens 18 Jahre alt, geistig und kör-

perlich geeignet und verläßlich sind und 
2. mit der Bedienung des Handnotbetriebes

zur Notentriegelung von Schachtabschluß-
türen und den damit verbundenen Gefah-
ren vertraut und befähigt sind, einge-
schlossene Personen aus dem Aufzug zu be-
freien.

§ 13
Betreuungsunternehmen

(1) Der Eigentümer eines Aufzuges oder der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte kann
schriftlich ein Unternehmen mit der Betreu-
ung des Aufzuges beauftragen, wenn folgende
Voraussetzungen vorliegen:
a) Der Aufzug muß an ein Leitsystem für

Fernnotrufe (technische Überwachungs-
zentrale) angeschlossen sein.

b) Das mit der Betreuung des Aufzuges be-
auftrage Unternehmen hat über befähigtes
und entsprechend ausgebildetes Personal
zu verfügen. 

c) Dem Aufzugsbuch (§ 14) ist eine Ausferti-
gung des Betreuungsvertrages beizulegen.

(2) Leitsysteme für Fernnotrufe (technische
Überwachungszentralen) haben den in § 23
Abs. 2 Z 1 bis 14 der ASV 1996 festgelegten
Mindestanforderungen und den in § 23 Abs. 3
Z 1 bis 6 der ASV 1996 angeführten organisa-
torischen Voraussetzungen zu entsprechen.

§ 14
Aufzugsbuch

(1) Über jeden Aufzug ist ein dem Stand der
Technik entsprechendes Aufzugsbuch zu füh-
ren, das anläßlich der Abnahmeprüfung vom
Aufzugsprüfer beizustellen und in der Nähe
des Aufzugs aufzubewahren ist. Der mit der
Abnahmeprüfung betraute Aufzugsprüfer hat
den Namen des mit den regelmäßigen Über-
prüfungen betrauten Aufzugsprüfers in das
Aufzugsbuch einzutragen und diesen von der
Eintragung zu verständigen.

(2) In das Aufzugsbuch sind neben den Ein-
tragungen nach Abs. 1, § 8 Abs. 3, § 9 Abs. 1,
§ 12, § 13 Abs. 1 lit. c, § 15 Abs. 9 die techni-
schen Daten der Anlage, ein Vermerk über die
Ausstellung des Prüfzeugnisses nach § 7, der
Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Aufzuges,
Sperren des Aufzuges (§ 10) und Unfälle beim
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Betrieb des Aufzuges einzutragen. Eintragun-
gen in das Aufzugsbuch dürfen, abgesehen
von der Bestätigung nach § 9 Abs. 1, nur vom
Aufzugsprüfer oder von der Behörde vorge-
nommen werden.

(3) Das Aufzugsbuch ist dem Aufzugsprüfer
und den Organen der Behörde auf Verlangen
vorzulegen.

§ 15
Aufzugsprüfer

(1) Die Landesregierung hat jene Perso-
nen als Aufzugsprüfer zu bestellen, die unter
Nachweis ihrer besonderen Befähigung ihre
Bestellung schriftlich beantragen und verläß-
lich sind.

(2) Die besondere Befähigung ist nachzu-
weisen durch:
a) das Zeugnis über die zweite Diplomprü-

fung der Studienrichtung Elektrotechnik
oder der Studienrichtung Maschinenbau
und eine mindestens zweijährige prakti-
sche Verwendung im Aufzugsbau oder

b) die Befugnis eines Ingenieurkonsulenten
oder Zivilingenieurs für Elektrotechnik
oder für Maschinenbau nach dem Zivil-
technikergesetz 1993, BGBl. Nr. 56/1994,
und eine mindestens einjährige praktische
Verwendung im Aufzugsbau oder

c) das Zeugnis über den erfolgreichen Besuch
einer Höheren Technischen Lehranstalt
elektrotechnischer oder maschinenbau-
technischer Richtung oder einer Sonder-
form dieser Lehranstalten und eine minde-
stens dreijährige praktische Verwendung
im Aufzugsbau.

(3) Der Nachweis der praktischen Verwen-
dung im Aufzugsbau ist durch Nachweis über
Tätigkeiten auf folgenden Gebieten zu erbrin-
gen:
a) Konstruktion und Bemessung mechani-

scher und elektrischer Anlagenteile, 
b) Bearbeitung von Schaltplänen (Steue-

rungs-, Antriebs- und Regelungsbereiche,
Sicherheitsstromkreise udgl.) und

c) Einbau von Aufzügen im mechanischen
und elektrotechnischen Bereich.

(4) Von der Vorlage der in Abs. 3 vorge-
schriebenen Nachweise der praktischen Ver-
wendung im Aufzugsbau kann abgesehen
werden, wenn diese auf andere Weise erbracht
wird, gleichwertig ist und hierüber Nachweise
erbracht werden, insbesondere durch Zeug-
nisse über qualifizierte Tätigkeiten auf dem
Gebiet der Aufzugsprüfung unter Leitung ei-
nes Aufzugsprüfers.

(5) Soweit die Befähigung nicht nach Abs. 2
lit. a bis c nachgewiesen werden kann, ist sie
durch Diplome, Prüfungszeugnisse oder son-
stige Befähigungsnachweise nachzuweisen,
wenn durch sie der Abschluß einer im wesent-
lichen gleichwertigen Ausbildung nachge-
wiesen wird und sie von der Landesregierung
anerkannt werden. Die Entscheidung der
Landesregierung hat jedenfalls binnen vier
Monaten nach Vorlage der vollständigen Un-
terlagen zu erfolgen. Näheres über die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit, die allenfalls
notwendigen Anpassungslehrgänge und Eig-
nungsprüfungen sowie das dabei einzuhal-
tende Verfahren darf die Landesregierung
durch Verordnung regeln.

(6) Bescheinigungen betreffend die Zuver-
lässigkeit, die einem Staatsangehörigen eines
anderen Staates von einer zuständigen
Behörde dieses Staates ausgestellt wurden,
sind anzuerkennen, wenn sie zum Zeitpunkt
ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sind.
Werden in dem betreffenden Staat diese Be-
scheinigungen von einer zuständigen Behörde
nicht ausgestellt, kann der Nachweis der Zu-
verlässigkeit auch durch eine eidesstattliche
Erklärung, ist eine solche in dem betreffenden
Staat nicht vorgesehen, durch eine feierliche
Erklärung, erfolgen, die der Anerkennungs-
werber vor einer zuständigen Behörde, einem
Notar oder einer entsprechend bevollmächtig-
ten Berufsorganisation des betreffenden Staa-
tes abgegeben hat.

(7) Der Aufzugsprüfer darf von Unterneh-
men, die sich mit dem Bau oder der Instand-
haltung von Aufzügen befassen, nicht wirt-
schaftlich abhängig sein. Die Bestellung zum
Aufzugsprüfer nach den Rechtsvorschriften
des Bundes oder eines anderen Landes gilt als
Bestellung nach diesem Gesetz.

(8) Ein Verzeichnis der Aufzugsprüfer ist im
Amt der Landesregierung und bei allen Be-
zirksverwaltungsbehörden zur allgemeinen
Einsicht aufzulegen, am laufenden Stand zu
halten und in der „Kärntner Landeszeitung“
zu verlautbaren.

(9) Der Aufzugsprüfer hat die Aufzüge, mit
deren Überprüfung er betraut ist, innerhalb
der Fristen nach § 8 persönlich zu überprüfen.
Im Fall seiner Verhinderung hat er einen an-
deren Aufzugsprüfer mit der Durchführung
der Überprüfung zu beauftragen. Auf Verlan-
gen der Behörde hat der Aufzugsprüfer auch
andere als die von ihm betreuten Aufzüge zu
überprüfen. Im Fall eines Wechsels des Auf-
zugsprüfers hat der neu betraute Aufzugsprü-
fer seine Betrauung im Aufzugsbuch unter
Anführung des Datums der Betrauung festzu-
halten und dem bisherigen Aufzugsprüfer be-
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kanntzugeben. Der Aufzugsprüfer ist ferner
verpflichtet, die Prüfungen der Aufzugswärter
(§ 12) und die damit verbundenen Maßnahmen
durchzuführen.

(10) Der Aufzugsprüfer hat ein aktuelles
Verzeichnis der Aufzüge, mit deren Überprü-
fung er betraut ist, zu führen. In dem Ver-
zeichnis sind die Art, die Fabrikationsnum-
mer, das Baujahr, der Erbauer, die Tragkraft,
der Aufstellungsort und der Eigentümer oder
Verfügungsberechtigte des Aufzuges anzuge-
ben. Der Aufzugsprüfer ist verpflichtet, dieses
Verzeichnis auf Verlangen der Behörde vorzu-
legen.

(11) Die Landesregierung hat die Bestellung
zum Aufzugsprüfer zu widerrufen, wenn
a) er wiederholt gegen die Pflichten als Auf-

zugsprüfer verstoßen hat, 
b) er dies verlangt,
c) eine der Voraussetzungen seiner Bestellung

nicht mehr vorliegt, 
d) er seine Befugnis zurückgelegt hat, 
e) er seine Befugnis länger als zwei Jahre

nicht ausgeübt hat oder 
f) er sich nicht als genügend sachkundig er-

wiesen hat.

(12) Die Landesregierung darf durch Ver-
ordnung die Höhe des Entgeltes für den Auf-
zugsprüfer unter Bedachtnahme auf die Art
und Dauer der Prüfung, auf die Art und Hub-
höhe des Aufzuges sowie auf die für Zivil-
techniker geltende Gebührenordnung ange-
messen festsetzen, wenn eine solche Regelung
aus Gründen der Betriebssicherheit der Auf-
züge oder des Konsumentenschutzes erforder-
lich ist.

4. Abschnitt
Straf-, Übergangs- und Schluß-

bestimmungen

§ 16
Strafbestimmungen

(1) Wer
a) als Eigentümer eines Aufzuges oder als

sonst hierüber Verfügungsberechtigter ei-
nen neu errichteten oder wesentlich geän-
derten Aufzug ohne Prüfzeugnis iSd. § 7
Abs. 1 in Betrieb nimmt oder in Betrieb
nehmen läßt,

b) als Eigentümer eines Aufzuges oder als
sonst hierüber Verfügungsberechtigter den
Verpflichtungen nach § 6 Abs. 3, § 9 Abs. 1,
§ 11 Abs. 4, § 18 Abs. 2 oder einem behördli-
chen Auftrag nach § 9 Abs. 3 nicht nach-
kommt,

c) als Eigentümer eines Aufzuges oder als
sonst hierüber Verfügungsberechtigter, als
Aufzugswärter oder dafür verantwortliche
Person eines Betreuungsunternehmens den
Aufzug nicht sofort außer Betrieb nimmt,
obwohl er erkennt oder vom Aufzugsprüfer
davon in Kenntnis gesetzt wird, daß die Be-
triebssicherheit des Aufzuges nicht mehr
gegeben ist, 

d) einen wegen mangelnder Betriebssicher-
heit außer Betrieb genommenen Aufzug
entgegen § 10 Abs. 1 dritter Satz wieder in
Betrieb nimmt, 

e) einen Aufzug, dessen Betrieb von der
Behörde untersagt oder der von der
Behörde gesperrt wurde, vor der Aufhe-
bung der Untersagung des Betriebes oder
der Sperre in Betrieb nimmt, 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand ei-
ner in die Zuständigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet, eine Verwal-
tungsübertretung und ist von der Bezirksver-
waltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis
14.530 Euro zu bestrafen.

(2) Wer
a) als Eigentümer eines Aufzuges oder einer

Anlage iSd. § 2 Abs. 4 oder als sonst hier-
über Verfügungsberechtigter vor dem Ein-
bau oder einer wesentlichen Änderung ei-
nes Aufzuges oder einer Anlage kein Prüf-
zeugnis iSd. § 5 Abs. 4 oder § 6 Abs. 2 ein-
holt,

b) als Eigentümer eines Aufzuges oder einer
Anlage iSd. § 2 Abs. 4 oder als sonst hier-
über Verfügungsberechtigter den Ver-
pflichtungen nach § 8 Abs. 1, 2, 4 oder 5,
§ 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1 oder 3 nicht nach-
kommt oder die Vorschriften des § 12 Abs.
1 und § 13 verletzt,

c) als Aufzugswärter oder dafür verantwortli-
che Person eines Betreuungsunternehmens
den Verpflichtungen nach § 11 und § 12
Abs. 5 nicht oder nicht rechtzeitig nach-
kommt oder als Aufzugswärter in seiner
Abwesenheit nicht für eine dem § 12 Abs. 6
entsprechende Vertretung Sorge trägt,

d) unbefugt Eintragungen in das Aufzugs-
buch (§ 14 Abs. 2) vornimmt, 

e) als Aufzugsprüfer den Verpflichtungen
nach § 6 Abs. 3, § 7 Abs. 1 letzter Satz, § 8
Abs. 3, § 9 Abs. 2, § 10 Abs. 1 iVm § 9 Abs.
2, § 12 Abs. 3, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 9 oder
10 nicht nachkommt oder Eintragungen
nach § 12 Abs. 2 ohne Vorliegen der Voraus-
setzungen vornimmt,

f) als Aufzugswärter seine Tätigkeit vor Ein-
tragung in das Aufzugsbuch durch den
Aufzugsprüfer nach § 12 Abs. 2 aufnimmt
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oder nach Streichung aus dem Aufzugs-
buch durch die Behörde tätig wird,

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand ei-
ner in die Zuständigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet, eine Verwal-
tungsübertretung und ist von der Bezirksver-
waltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis
7260 Euro zu bestrafen.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Eine Ersatzfreiheitsstrafe für den Fall
der Uneinbringlichkeit der verhängten Geld-
strafe ist nicht festzusetzen.

(5) Die Geldstrafen fließen zur Hälfte der
Gemeinde zu, in deren Gebiet die Verwal-
tungsübertretung begangen worden ist.

§ 17
Verweisungen und Bezeichnungen

(1) Soweit in diesem Gesetz auf Landesge-
setze verwiesen wird, sind diese in ihrer je-
weils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesge-
setze und -verordnungen verwiesen wird, sind
diese in der nachstehend angeführten Fassung
anzuwenden:
1. Aufzüge-Sicherheitsverordnung 1996

(ASV 1996), BGBl. Nr. 780/1996, zuletzt
geändert durch die Kundmachung BGBl. II
Nr. 396/1999;

2. Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsin-
spektion (VAIG 1994), BGBl. Nr. 650, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. Nr.
201/1996;

3. Maschinen-Sicherheitsverordnung (MSV),
BGBl. Nr. 306/1994, zuletzt geändert durch
die Kundmachung BGBl. II Nr. 474/1999;

4. Ziviltechnikergesetz 1993 (ZTG), BGBl. Nr.
156/1994, zuletzt geändert durch die Kund-
machung BGBl. I Nr. 86/1997.

(3) Änderungen der in Abs. 2 Z 1 und 3 an-
geführten Verordnungen sind von der Lan-
desregierung mit Verordnung für verbindlich
zu erklären, wenn diese Änderungen dem
Stand der Technik iSd. § 5 Abs. 1 entsprechen.

(4) Soweit in diesem Gesetz Funktionsbe-
zeichnungen oder personenbezogene Bezeich-
nungen in ausschließlich männlicher oder in
ausschließlich weiblicher Form verwendet
werden, sind beide Geschlechter gemeint.

§ 18
Übergangsbestimmungen

(1) Rechtskräftige Bewilligungen für die Er-
richtung, Änderung oder Benützung von Auf-
zügen nach dem Aufzugsgesetz, LGBl. Nr.

32/1977, in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 111/1994, bleiben von diesem Gesetz un-
berührt. Die Behörde hat jedoch die Behebung
von Mängeln an Aufzügen, für deren Errich-
tung, deren Änderung oder deren Benützung
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes bereits eine rechtskräftige Bewilligung
vorliegt, und eine Verbesserung der Sicher-
heit, insbesondere durch den Einbau von Si-
cherheitsbauteilen, innerhalb angemessener
Frist vorzuschreiben, soweit dies im Hinblick
auf die Anforderungen des § 5 Abs. 1 erfor-
derlich ist. § 6 Abs. 2 letzter Satz gilt sinn-
gemäß.

(2) Aufzüge iSd. § 2 Abs. 1 lit. a Z 1, für de-
ren Errichtung, deren Änderung oder deren
Benützung im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes bereits eine rechtskräftige Be-
willigung vorliegt und in welchen keine Fahr-
korbtür eingebaut oder der Einbau einer
Fahrkorbtür nicht vorgesehen ist, sind binnen
zehn Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes
mit einer Fahrkorbtür auszustatten.

(3) Aufzugsprüfer und Aufzugswärter, die
nach den vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes geltenden Bestimmungen bestellt wurden,
gelten als Aufzugsprüfer und Aufzugswärter
im Sinne dieses Gesetzes.

§ 19

Inkrafttretens- und Schlußbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem der Kund-
machung folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
tritt das Aufzugsgesetz, LGBl. Nr. 32/1977, in
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 111/1994,
außer Kraft.

(3) Dieses Gesetz wurde einem Informati-
onsverfahren im Sinne der Richtlinie
98/34/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informa-
tionsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften, ABl. Nr. L 204
vom 21. Juli 1998, S 37, unterzogen.

(4) Mit diesem Gesetz werden umgesetzt:

– RL des Europäischen Parlaments und des
Rates 95/16/EG vom 29. Juni 1995 zur An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über Aufzüge, ABl. Nr. L 213
vom 7. September 1995, S 1

– Empfehlung der Kommission 95/216/EG
vom 8. Juni 1995 über die Verbesserung der
Sicherheit der vorhandenen Aufzüge, ABl.
Nr. L 134 vom 20. Juni 1995, S 37.
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(5) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2001
treten in § 16 Abs. 1 an die Stelle des Betrages
von 14.530 Euro der Betrag von S 200.000,–
und in § 16 Abs. 2 an die Stelle des Betrages
von 7260 Euro der Betrag von S 100.000,–.

Der Präsident des Landtages:

DI  F r e u n s c h l a g

Der Landesrat:

W u r m i t z e r

44. Gesetz vom 13. April 2000, mit dem das
Kärntner Naturschutzgesetz geändert wird 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Das Kärntner Naturschutzgesetz, LGBl. Nr.
54/1986, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr.
4/1988, 104/1993, 87/1995 und 21/1997 sowie
der Kundmachungen LGBl. Nr. 52/1987 und
60/1994, wird wie folgt geändert:

1. § 26 lautet:

„§ 26
Naturparke

(1) Landschaftsschutz- oder Naturschutz-
gebiete sowie geschlossene Teile davon, die für
die Erholung und die Wissensvermittlung
über die Natur besonders geeignet und allge-
mein zugänglich sind, können von der Lan-
desregierung durch Verordnung zum Natur-
park erklärt werden, wenn sie günstige Vor-
aussetzungen für eine Begegnung der Men-
schen mit der Natur bieten und für eine

fachliche Information und Betreuung Sorge
getragen wird.

(2) Die Landesregierung kann in eine Ver-
ordnung nach Abs. 1 nähere Vorschriften über
die Gestaltung, Betreuung und den Besuch des
Naturparks sowie die Entwicklung des Natur-
parks und seines Umfeldes aufnehmen. Die
Landesregierung kann das mit einem Natur-
park im räumlichen Zusammenhang stehende
Umfeld, insoweit es für die Entwicklung des
Naturparks Bedeutung hat, in der Verordnung
nach Abs. 1 zur Naturparkregion erklären.

(3) Das Land und die Gemeinden, die Anteil
an einem Naturpark oder einer Naturparkre-
gion haben, haben Maßnahmen zur Gestal-
tung sowie zur Entwicklung eines Naturparks
und einer allenfalls festgelegten Naturparkre-
gion zu fördern.“

2. Im § 27 Abs. 3 ist der Ausdruck „§ 23 Abs.
1 und § 25 Abs. 1“ durch den Ausdruck „§ 23
Abs. 1, § 25 Abs. 1 und § 26 Abs. 1“ zu erset-
zen.

3. § 27 Abs. 4 entfällt.

4. Im § 59 Abs. 1 ist der Ausdruck „ge-
schützte Grünbestände“ durch den Ausdruck
„Naturparke“ zu ersetzen.

5. Im § 67 Abs. 1 sind die Zitate „§ 26 Abs.
1 und § 26 Abs. 3“ zu streichen.

Der Präsident des Landtages:
DI  F r e u n s c h l a g

Der Landesrat:
W u r m i t z e r
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